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Tagesordnung des Stadtrates am 27.9. 2006

TOP: Einsatz der Eingliederungsmittel zum Kampf gegen Langzeitarbeitslosigkeit

(Anrede/Einleitung)

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die Fraktion Die Linke./DKP/AUF stellt zu dem oben genannten genannten Tagesordnungspunkt folgenden Antrag:

Beschlussvorschlag

1. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit dem JobCenter Essen ein Konzept zu erarbeiten, wie noch in diesem Herbst zusätzliche, öffentlich geförderte sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse angeboten werden können. Menschen, die auf dem 1. Arbeitsmarkt keine Chance haben, soll dadurch eine Beschäftigung ermöglicht werden.

Die Finanzierung erfolgt aus den Mitteln des Eingliederungstitels des JobCenters Essen. Diese Mittel, die im Jahre 2006 zur Verfügung stehen, sollen nicht verfallen. Zu prüfen ist, ob auch andere Fördermittel herangezogen werden können.

Die Träger der Arbeitsverhältnisse sind zu einem angemessenen Beitrag zu den Kosten zu verpflichten. Geprüft werden soll auch die Schaffung solcher Arbeitsplätze in der Stadtverwaltung bzw. bei den städtischen Beteiligungsgesellschaften.

2. Die Maßnahmen sind längerfristig anzulegen und müssen die Kriterien der Zusätzlichkeit und des öffentlichen Interesses erfüllen. Sie sollen mit Förderungs- und Qualifizierungsanteilen gekoppelt werden. Dabei sind auch junge Arbeitslose zu berücksichtigen, die keinen Ausbildungsplatz gefunden haben.
Die Arbeitsverhältnisse sind so zu gestalten, dass sie sich an tariflichen Entgelten orientieren und einen Stundenlohn von ca. 8 Euro nicht unterschreiten.

Um zu verhindern, dass reguläre Beschäftigung ersetzt wird, ist eine enge Zusammenarbeit mit Betriebs- und Personalräten anzustreben
3. In das Konzept wird die Umwandlung von Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante in sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse einbezogen.
Die Verwaltung legt dem Ausschuß für Soziales, Arbeit und Gesundheit einen Bericht vor, in dem die unterschiedlichen Überlegungen gesellschaftlicher Akteure zur Umwandlung von Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung dargestellt werden.
4. Der Rat der Stadt Essen appelliert an die Bundesregierung, die Überschüsse bei der Bundesagentur für Arbeit in Arbeitsmarktpolitik, z.B. in die Schaffung von 50.000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen zu investieren.

Begründung + Grußformel

Begründung: Die in den Sozialgesetzbüchern II und III vorgesehenen Mittel haben die gerade in unserer Region hohe Arbeitslosigkeit bisher nicht wesentlich senken können. Insbesondere Langzeitarbeitslose mit Vermittlungshemmnissen haben auch angesichts einer leichten konjunkturellen Belebung kaum Chancen, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterzukommen.

Zumindest in näherer Zukunft ist nicht zu erwarten, dass auf dem 1. Arbeitsmarkt Arbeitsplätze im benötigten Umfang geschaffen werden. Gleichzeitig bieten die 1,25 Euro-Zuverdienstmöglichkeiten für die Betroffenen keine längerfristige Perspektive. Die Mittel des Eingliederungstitels des JobCenters sollten daher verstärkt für die Schaffung von versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen genutzt werden.

Perspektivisch ist es sinnvoll, möglichst viele Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvariante durch versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu ersetzen. Der Bundesrechnungshof kam im Mai 2006 zu dem Ergebnis, dass öffentlich geförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zum Teil sogar kostenmäßig günstiger sind, als Arbeitsgelegenheiten, bei denen hohe Betreuungskosten für die Träger anfallen.

Gesellschaftliche Akteure wie die Bundesagentur für Arbeit, das Diakonische Werk, die AWO, der DGB und andere haben modellhafte Berechnungen vorgelegt, wie sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse finanziert werden können.

Ansätze für die Schaffung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse statt Arbeitsgelegenheiten gibt es auch in Essen schon, z.B. beim Stadtteildienst. In die Überprüfung zur Umwandlung sollten die Hilfen für Menschen mit Behinderungen oder ältere Menschen bei Bahn und EVAG einbezogen werden. Andere Betätigungsfelder wären zusätzliche Kinderbetreuungsangebote, Dolmetscherdienste für Behördengänge usw.

Bei der Erarbeitung der Vorschläge ist Eile geboten, damit in diesem Jahr nicht wieder Mittel aus dem Eingliederungstitel an den Bund zurückgegeben werden müssen. Bis Ende August 2006 sind in Essen bereits 5,6 Mio. Euro in die Umverteilung geflossen.

Mit freundlichen Grüßen

Gabriele Giesecke für die Fraktion Die Linke./DKP/AUF
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